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Warum erhalte ich nicht jeden Monat eine Bezügemitteilung?

Immer wieder wird diese Frage gestellt. Aus eigener Erfahrung in einigen Gerichtsverfahren weiß ich, dass selbst Rechtsanwälte das nicht wissen. Auch Banken verlangen oft aus Unkenntnis weitere Gehaltsmitteilungen. Haben sich keine Veränderungen ergeben,  kann es durchaus sein, dass  z.B. im Jahr 2005 nur zwei Mitteilungen an die Gehalts- oder Pensionsempfänger vom LBV versandt wurden.

Dazu: Bezügemitteilungen werden nur erstellt, wenn sich Änderungen im Auszahlungsbetrag um mehr als 0,04 EUR oder sonstige bedeutsame Änderungen (z.B. neue Bankverbindung) ergeben. Wenn sich der Auszahlungsbetrag lediglich durch den Wegfall einer im Vormonat geleisteten einmaligen Zahlung ändert, z.B. Urlaubsgeld oder Nachzahlung einer allgemeinen Besoldungserhöhung, wird im nächsten Monat keine Mitteilung übersandt. 

Bis zur Erstellung einer neuen Abrechnung bleibt die vorherige Bezügemitteilung gültig. Auch wenn diese ohne Unterschrift erstellt ist, gilt sie als amtlicher Nachweis und kann anderen Behörden, Banken, Versicherungen, u.ä. als Bestätigung vorgelegt werden.
Auswirkungen der Öffnungsklausel


Wie der Bundesrat im März 2003 beschlossen hat, werden zukünftig die Länder selbst bestimmen, ob sie Urlaubsgeld und in welcher Form und Höhe sie Weihnachtsgeld bezahlen. Die jeweilige Kassenlage dürfte dabei entscheidend sein. Was diese neue Regelung für Nordrhein-Westfalen noch weiter bedeuten wird, ist bislang noch nicht abzuschätzen.

Der nordrhein-westfälische Finanzminister Dr. Linssen (CDU), bleibt hart und versichert, dass auch Proteste und Demonstrationen ihn nicht werden hindern können, seinen rigiden Sparkurs im Land weiter zu fahren. Heute kündigte er in der Presse erneut „verschärfte Sparmaßnahmen“ an. Bis 2 009 sollen weitere 300 Millionen Euro eingespart werden.

Zielgruppe des Ministers: Der öffentliche Dienst soll bluten. 

Erstmals wurden Zahlen genannt. Das Weihnachtsgeld soll – „sozial“ gestaffelt – weiter sinken,  in den Besoldungsgruppen bis A 6 auf 60 statt bisher 84 Prozent, in den mittleren Gruppen (A 7/A 8) von 60 auf 45 Prozent und in den oberen Gehaltsgruppen (ab A 9) von 50 auf 30 Prozent eines Monatsgehalts.

Zur Erinnerung: Das bereits gekürzte Weihnachtsgeld ist keine Gnade, sondern 

Einkommensbestandteil, der bei vielen Kolleginnen und Kollegen fest eingeplant und zum Bestreiten des Lebensunterhalts dringend notwendig ist.

Frank Richter, GdP-Landesvorsitzender: „Das Land NRW hat unserer Meinung nach weniger ein Ausgabe- als ein Einnahmeproblem. Es wäre besser, Dr. Linssen würde einen Vorschlag von Steuerfachleuten aufgreifen.“

Danach könne man durch konsequentes Erschließen vorhandener Steuerquellen die Einnahmeseite des Landes erheblich verbessern: In NRW werden mehr als 1 Milliarde Euro an Steuern nicht festgesetzt, weil Betriebe und Freiberufler je nach Größenklasse im Durchschnitt nur all 16, 26 oder 62 Jahre geprüft werden.

Die GdP bleibt jedenfalls ebenfalls konsequent bei ihrer Linie und wird die öffentlichen Proteste und Demonstrationen gegen die hilflose Politik der Landesregierung fortsetzen.“
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